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ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
rinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben nur den zum Zeit-
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ordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten können der Geheimschutzordnung des Bundestages unterliegende, ge-
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Im deutschen Recht ist die Entschädigung für Folgen von strafgerichtlichen Verurteilungen und 
anderen Strafverfolgungsmaßnahmen im Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaß-
nahmen (StrEG) geregelt.  

Gemäß § 1 Absatz 1 StrEG wird aus der Staatskasse entschädigt, wer durch eine strafgerichtliche 
Verurteilung einen Schaden erlitten hat, soweit die Verurteilung im Wiederaufnahmeverfahren 
oder sonst, nachdem sie rechtskräftig geworden ist, in einem Strafverfahren fortfällt oder gemil-
dert wird. Gemäß § 2 Absatz 1 StrEG wird aus der Staatskasse entschädigt, wer durch den Voll-
zug der Untersuchungshaft oder einer anderen Strafverfolgungsmaßnahme einen Schaden erlitten 
hat, soweit er freigesprochen oder das Verfahren gegen ihn eingestellt wird oder soweit das Ge-
richt die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen ihn ablehnt. 

Zum Umfang des Entschädigungsanspruchs bestimmt § 7 StrEG: 

§ 7 Umfang des Entschädigungsanspruchs 

(1) Gegenstand der Entschädigung ist der durch die Strafverfolgungsmaßnahme verursachte Vermögensschaden, 
im Falle der Freiheitsentziehung auf Grund gerichtlicher Entscheidung auch der Schaden, der nicht Vermögens-
schaden ist. 

(2) Entschädigung für Vermögensschaden wird nur geleistet, wenn der nachgewiesene Schaden den Betrag von 
fünfundzwanzig Euro übersteigt. 

(3) Für den Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, beträgt die Entschädigung 25 Euro für jeden angefangenen 
Tag der Freiheitsentziehung. 

(4) Für einen Schaden, der auch ohne die Strafverfolgungsmaßnahme eingetreten wäre, wird keine Entschädigung 
geleistet. 

Quellen: 

– StrEG: Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (BGBl. I S. 157), das zu-
letzt durch Artikel 6 Absatz 19 des Gesetzes vom 13. April 2017 (BGBl. I S. 872) geändert worden ist (abrufbar un-
ter https://www.gesetze-im-internet.de/streg/BJNR001570971.html). 
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